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„Markt macht Gesundheitsreform“

• 
Private Klinikunternehmen: Gesundheitsversorgung 


wird besser und bezahlbar durch mehr Wettbewerb 

• 
Krankenhäuser und Reha-Kliniken sind keine 


Kostenfaktoren sondern leisten Wertschöpfung 

• 
Bundeskongress am 11. Juni 2008 in Kiel eröffnet 

Kiel, 11.06.2008
„Wir brauchen die beste medizinische Versorgung der Welt, denn wir können es uns zukünftig nicht leisten, auch nur auf einen einzigen Arbeitnehmer im erwerbsfähigen Alter zu verzichten!“  Diese Auffassung vertreten Karl Heinrich Rehfeld, Präsident des BDPK - Bundesverband Deutscher Privatklinken e.V., und dessen Vize-Präsident Dr. Ulrich Wandschneider, die sich bei der Landespresskonferenz (am 12. Juni 2008) im Kieler Landeshaus mit deutlichen Worten dafür aussprachen, mehr Markt und Wettbewerb im Gesundheitswesen zuzulassen. Angesichts der fortschreitenden Bevölkerungsalterung sei, so die BDPK-Präsidenten, der Gesundheitszustand der Bürger im erwerbstätigen Alter ein zunehmend entscheidender Faktor für nachhaltige Produktivität und Wirtschaftswachstum einer Volkswirtschaft. Abgesehen von der ethischen und grundgesetzlichen Notwendigkeit von guter Gesundheit für jeden Einzelnen sei deshalb auch für das Überleben unserer Gesellschaft ein leistungsfähiges Gesundheitssystem unverzichtbar.  Nach Ansicht von Rehfeld haben jedoch die Erfahrungen der letzten 20 Jahre gezeigt, dass sich ein solches System nicht mit Mitteln der Planwirtschaft oder gesetzgeberischen Vorgaben erzwingen lässt. Die stärkste Gestaltungskraft habe vielmehr der Markt, auf dessen Fähigkeiten man auch im Gesundheitssektor noch viel mehr vertrauen sollte, so der Appell des BDPK vor allem an die Politik.

Der Bundesverband Deutscher Privatkliniken, e.V., dem über 1.000 Krankenhäuser und Rehabilitations-Kliniken in privater Trägerschaft angeschlossen sind, veranstaltet derzeit in Kiel seinen Bundeskongress, der gestern, am 11. Juni 2008 im Kieler Landtag mit einer politischen Auftaktveranstaltung eröffnet wurde. Dazu konnte Landtagspräsident Martin Kayenburg Klinikvertreter aus dem gesamten Bundesgebiet begrüßen, denen er bescheinigte, dass er viel Sympathie dafür besitzt, wie sich der Verband die zukünftige Krankenhausfinanzierung vorstellt. Der BDPK hatte vor einem Jahr bei seinem Bundeskongress in München sein „Modell 21“ vorgestellt, das beschreibt, wie ein Übergang von der bisherigen „dualistischen“ Krankenhausfinanzierung (Investitionskosten vom Land, Betriebskosten von der Krankenkasse) zu einer monistischen Krankenhausfinanzierung (alle Mittel aus einer Hand) umgesetzt werden könnte. Zahlreiche Punkte des BDPK-Papiers wurden inzwischen von Gesundheitsexperten bestätigt und sind Bestandteil der aktuellen Diskussion um einen neuen gesetzlichen Rahmen für Krankenhäuser, der nach dem Willen der Berliner Regierungskoalition bis zum Ende diesen Jahres festgelegt werden soll.

Gesundheit als Grundbedürfnis und Wirtschaftsfaktor

Die Ausgaben der Krankenkassen, insbesondere  für Krankenhäuser und Reha-Kliniken, werden in der wirtschaftlichen Betrachtung vielfach nur als Kostenfaktoren gesehen. Dabei sind sie im positiven Sinn Wirtschafts- und Wertschöpfungsfaktoren, nicht zuletzt deshalb, weil mit ihrer Hilfe die Arbeitskraft der Bevölkerung gesichert und wiederhergestellt wird. Die Tatsache, dass die Menschen ihre Produktivität nur erhalten und steigern können, wenn sie auch physisch und mental gesund sind, wird weitgehend vernachlässigt. Vor allem Politiker betrachten Gesundheitsausgaben größtenteils noch immer als Belastung statt als Investition in Humankapital. Dagegen scheint sich auf europäischer Ebene eine andere Erkenntnis durchzusetzen, denn die Europäische Kommission in einem Vorschlag für eine Gesundheits- und Verbraucherstrategie 2007 – 2013 festgestellt: „dass eine schlechte gesundheitliche Verfassung der Bevölkerung nicht nur die Kosten in die Höhe treibt und somit eine Belastung für die Wirtschaft darstellt, sondern auch, dass eine bessere gesundheitliche Verfassung zur Produktivität Europas, der Erwerbsbeteiligung der Bevölkerung sowie zu nachhaltigem Wachstum beiträgt“.

Wenn über die Notwendigkeit und Bedeutung eines leistungsfähigen Gesundheitssystem bei den unterschiedlichen Akteuren durchaus ein Konsens erzielt werden kann, so gehen die Meinungen weit auseinander bei der Frage, wie dieses System der Zukunft aussehen soll und wieviel es den Einzelnen kosten wird beziehungsweise kosten darf. Strittig ist dabei vor allem, wie stark der Staat sein muss und welche Rolle er übernimmt , damit „die beste Medizin“ verfügbar ist.

Gewinnerwartung als Auslöser von Investitionen

Nach Auffassung des BDPK besitzt der Markt die stärksten und besten Gestaltungs- und Veränderungskräfte – und nicht die Politik. 

Deutliches Beispiel dafür ist im Gesundheitswesen der Sektor Krankenhäuser. In vielen Regionen Deutschlands würden wahrscheinlich gar keine Krankenhäuser mehr existieren, wenn es nicht eine ›Gesundheitsreform durch den Markt‹ gegeben hätte. Private Klinikunternehmen haben in den letzten Jahrzehnten Milliarden investiert, um rund 400 Krankenhäuser aus öffentlicher, meist kommunaler Trägerschaft zu übernehmen und zu modernisieren. Damit stehen für die Behandlung der Patienten hochmoderne Krankenhäuser zur Verfügung, die sonst vermutlich geschlossen worden wären. Die hierzu notwendigen Investitionen haben die Unternehmen nicht getätigt,  weil es dazu einen Regierungs-Masterplan gab oder sie der Gesetzgeber dazu aufgefordert hätte, sondern weil sie sich einen Gewinn davon versprochen haben. Und aus diesem Anreiz und Antrieb heraus hat sich im deutschen Gesundheitswesen insgesamt wesentlich mehr verändert und bewegt, als durch jedes Gesetz und jeden Regierungsplan. Das gilt übrigens nicht nur für den stationären Sektor, sondern für das  gesamte Gesundheitswesen. Medizinische Entwicklungen und Entdeckungen kommen  nicht aus Staaten mit einer Planwirtschaft, sondern werden in der Regel dort „erfunden“, wo man auch etwas damit verdienen kann.

Mit seinem Kongress in Kiel will der BDPK zeigen, dass die bevorstehenden Herausforderungen des deutschen Gesundheitswesens am besten bewältigt werden können, wenn dieser Gestaltungskraft des Marktes noch mehr vertraut wird. Es soll deutlich gemacht werden, dass zwischen Ökonomie und Medizin kein Widerspruch besteht, sondern dass mit Ökonomie kostbare Ressourcen im Gesundheitswesen sinnvoll und effizient eingesetzt werden –  zum Nutzen der Patienten und der Gesellschaft.

Dazu diskutieren an den beiden Kongresstagen in Kiel rund 200 Experten, darunter Patientenvertreter und Sozialverbände, Mediziner und ärztliche Standesvertreter,  Vertreter von Krankenkassen und der Rentenversicherung, Wirtschafts- und Sozialwissenschaftler sowie Krankenhausmanager.

Hintergrundinformationen

ergänzende Daten und Fakten zur Presseinformation 

des BDPK vom 12.6.2008

Basis- und Vergleichszahlen

Gesundheitsausgaben in Deutschland


Jahr 





1992
1995
2000
2005
2006

Gesundheitsausgaben in Mio. €
157.565
186.542
212.435
239.328
245.003

Anteil am BIP in %

9,6
10,1
10,3
10,7
10,6

Gesundheitsausgaben

 je Einwohner in €

1.960
2.280
2.580
2.900
2.970

Zum Vergleich:

1) Dienstleistungs-Sektor „Transport und Verkehr“: 

Insgesamt 1,4 Millionen Beschäftigte im Verkehr Der Verkehrssektor hatte im Jahr 2004 einen Anteil von 3,2 % am Bruttoinlandsprodukt (BIP)

2) Sektor „Bildung“

Die Bildungsausgaben stiegen von 141,6 Milliarden (2005) auf 142,9 Milliarden Euro (2006). Der Anteil am BIP sank im gleichen Zeitraum von  6,3 Prozent h auf 6,2 Prozent. 1995 hatte der Anteil der Bildungsausgaben noch bei 6,9 Prozent gelegen.

3) Sektor „Stationäre Krankenbehandlung“ (Krankenhäuser und Reha-Kliniken):

Mit 1,1 Millionen Beschäftigten betrug der jährliche Gesamtumsatz 2006 rund 61 Milliarden Euro, was einen Anteil von knapp 2,8 % am BIP entspricht.

Die Investitionsquote, die bei Krankenhäusern eigentlich besonders hoch sein sollte, ist im Vergleich zu anderen Branchen auf einem erschreckend niedrigen Niveau: Während die volkswirtschaftliche Investitionsquote in der Bundesrepublik von 1991 bis 2004 zwischen 23 und 17 Prozent lag, betrug sie im Krankenhaussektor im gleichen Zeitraum nicht einmal die Hälfte und lag nur zwischen elf und fünf Prozent. Im Jahr 2006 ging die Investitionsquote gegenüber dem Vorjahr sogar nochmals um fast fünf Prozent zurück. Je nach Berechnungsverfahren wird der dadurch entstandene Investitionsstau in deutschen Krankenhäusern derzeit auf 20 bis 50 Milliarden Euro geschätzt. 

Allein die vier größten privaten Krankenhausunternehmen (Asklepios, Helios, Rhön und Sana) haben in den letzten fünf Jahren rund zwei Milliarden Euro in die Modernisierung von Krankenhäusern investiert, die vorher in öffentlicher Hand waren.

	
	 
	 
	 
	 
	 

	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 

	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 

	Kliniken nach Trägerschaft
	 
	Bund
	anteilig
	 
	Land S-H
	anteilig
	 

	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 

	Öffentliche Krankenhäuser
	
	 717   
	34%
	 
	 20   
	21%
	 

	Freigemeinnützige Krankenhäuser
	
	 803   
	38%
	 
	 33   
	34%
	 

	Private Krankenhäuser
	
	 584   
	28%
	 
	 43   
	45%
	 

	 
	 
	 
	 
	 
	 
	
	 

	Gesamt
	
	 2.104   
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	Betten nach Trägerschaft
	 
	Bund
	anteilig
	 
	Land S-H
	anteilig
	 

	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 

	Öffentliche Krankenhäuser
	
	 260.993   
	51%
	 
	 7.769   
	50%
	 

	Freigemeinnützige Krankenhäuser
	
	 180.200   
	35%
	 
	 3.174   
	20%
	 

	Private Krankenhäuser
	
	 69.574   
	14%
	 
	 4.604   
	30%
	 

	 
	 
	 
	 
	 
	 
	
	 

	Gesamt
	
	 510.767   
	 
	 
	 15.547   
	 
	 

	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 

	Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 12, Reihe 6.1.1, Tabelle 2.1.2, Jahr 2006
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„Generationengerechtigkeit“

Da ältere Menschen häufiger stationär in Krankenhäusern versorgt werden als jüngere, dürften Behandlungsfälle und damit verbundene Kosten gerade im Krankenhausbereich mit einer alternden Bevölkerung ansteigen. Mit dem Alter nimmt auch die Intensität der Erkrankungen zu. Dies bedeutet, dass ältere Menschen oftmals nicht nur an einer Krankheit, sondern gleichzeitig an mehreren oder einer Vielzahl von Krankheiten leiden (so genannte Multimorbidität).

Auch dies führt dazu, dass ältere Menschen im Durchschnitt häufiger und länger im Krankenhaus verweilen als jüngere. Die Anzahl der Krankenhausfälle ist eng mit dem Alter der Patienten verknüpft.

Dies zeigt sich deutlich, wenn man die Anteile der Krankenhausfälle insgesamt je 1 000 Einwohner nach Altersgruppen betrachtet (siehe Abbildung 1).
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Etwa ab dem 60. Lebensjahr ist ein starker Anstieg der Krankenhausfälle bei Frauen und noch deutlicher bei Männern zu verzeichnen, der sich mit steigendem Alter weiter fortsetzt. Während im Jahr 2005 etwa jeder vierte Einwohner 60 Jahre oder älter war, gehörte fast jeder zweite Krankenhauspatient diesen Altersgruppen an. Die 60- bis unter 80-Jährigen (20 % der Bevölkerung) stellen 35 % der Krankenhausfälle, die über 80-Jährigen (4 % der Bevölkerung) 13 %.

Demografisch bedingt deutet sich zumindest an, dass sich die rückläufige Entwicklung der durchschnittlichen Verweildauer abschwächen könnte, da ältere Menschen aufgrund der Intensität und Multimorbidität im Durchschnitt länger im Krankenhaus bleiben als jüngere.

Betrachtet man die prozentualen Veränderungen, so zeichnet sich eine deutliche Verschiebung der Altersstruktur der Bevölkerung hin zu den höheren Altersklassen ab. So nehmen die jüngeren Senioren von 60 bis unter 70 Jahren bis zum Jahr 2030 um knapp 26 % zu. 

Deutlich stärker mit plus 58 % fällt der Anstieg bei den 80- bis unter 90-Jährigen aus. Die mit Abstand stärkste Zunahme zeichnet sich bei den 90-Jährigen und Älteren ab: Deren Anzahl dürfte sich bis zum Jahr 2030 mehr als verdoppeln. Damit verschiebt sich die Struktur innerhalb der älteren Bevölkerung zu den Altersgruppen, die tendenziell ein höheres Risiko haben, pflegebedürftig zu werden oder in Folge einer Krankheit stationär behandelt zu werden.

Aufgrund der beschriebenen demografischen Alterung ist in den kommenden Jahrzehnten trotz insgesamt rückläufiger Bevölkerungszahlen mit einem Anstieg der Pflegebedürftigen und der Zahl der Patientinnen und Patienten in Krankenhäusern zu rechnen.

Entwicklungen im Krankenhaus-Sektor

Unter Zugrundelegung des Status-Quo-Szenarios könnte sich die Zahl der Krankenhausfälle – bei sinkender Gesamtbevölkerung – bis zum Jahr 2030 von derzeit ca. 17 Millionen um 2 Millionen Fälle auf 19 Millionen erhöhen. Dies wäre ein Anstieg um ca. 12 %. Im Jahr 2020 wäre nach diesem Szenario mit ca. 18,5 Millionen Fällen zu rechnen.

Die Verschiebung in der Altersstruktur der Bevölkerung zugunsten älterer Menschen zeigt sich deutlich in der Verschiebung der Anteile der Krankenhausfälle nach einzelnen Altersgruppen. Bis zum Jahr 2020 wird fast jeder fünfte Krankenhausfall durch die Altersgruppe der über 80-Jährigen und Älteren verursacht, im Jahr 2005 war es jeder achte Fall. Demografisch bedingt wird es einen deutlichen Rückgang des Anteils der unter 40-jährigen Menschen an allen in Krankenhäusern behandelten Fällen geben. Gleiches gilt für die Gruppe der 40- bis unter 60-Jährigen bis zum Jahr 2030. Bis 2030 wird der Anteil der 60- bis unter 80-Jährigen dagegen deutlich auf 42,1 % anwachsen (2005: 35,5 %), wobei der Anstieg sich vor allem im Zeitraum 2020 bis 2030 vollzieht. 

Der auf die über 80-Jährigen entfallende Anteil an Krankenhausfällen wird bereits bis 2020 deutlich (von 12,5 % in 2005 auf 19,2 % in 2020) und danach nur noch leicht steigen. Ursache für diese unstetigen Entwicklungen ist die wesentlich durch die geburtenschwachen Jahrgänge der Kriegs- und Nachkriegsjahre sowie die geburtenstarken Jahrgänge der 1950er und vor allem der 1960er Jahre gekennzeichnete Bevölkerungsentwicklung.

Pflegebedürftigkeit nimmt ebenfalls zu

Für die nächsten Jahre ist im Zuge der zunehmenden Alterung der Gesellschaft auch ein Anstieg der Zahl der Pflegebedürftigen wahrscheinlich. Nach den Ergebnissen dieser Vorausberechnung dürfte die Zahl von 2,13 Millionen Pflegebedürftigen im Jahr 2005 auf 2,40 Millionen im Jahr 2010 steigen. Im Jahr 2020 sind 2,91 Millionen Pflegebedürftige und im Jahr 2030 etwa 3,36 Millionen Pflegebedürftige zu erwarten. Die Zahl der Pflegebedürftigen wird unter Zugrundelegung des Status-Quo-Modells zwischen den Jahren 2005 und 2020 um mehr als ein Drittel (37 %) ansteigen; von 2005 bis 2030 um 58 %. Die Zunahme fällt dabei bis zum Jahr 2030 bei den Männern mit 74 % höher als bei den Frauen (50 %) aus.

Gleichzeitig wird der Anteil der Pflegebedürftigen an der Gesamtbevölkerung zunehmen:

Der Anteil beträgt heute 2,6 % und wird bis 2020 auf 3,6 % und bis zum Jahr 2030 auf 4,4 % ansteigen. Deutliche Verschiebungen sind bei den Altersstrukturen feststellbar: Während im Jahr 2005 rund 33 % der Pflegebedürftigen 85 Jahre und älter waren, beträgt dieser Anteil im Jahr 2020 rund 41 % und 2030 rund 48 %. Hingegen verliert die Gruppe der unter 60-Jährigen an Bedeutung: Deren Anteil an den Pflegebedürftigen nimmt von 14 % im Jahr 2005 auf 10 % im Jahr 2020 und gut 7 % im Jahr 2030 ab.

